Sitzung des Stadtrates am 29.09.2014, Nr.7
offentlich

Bebauungsplan Nr. 554i "Melm Nord"; Stadtteil Oppau - Satzungsbeschluss

KSD 20140017

ANTRAG

nach der einstimmig ausgesprochenen Empfehlung des Bau- und Grundstlicksausschusses
vom 15.09.2014:

Der Stadtrat mdge wie folgt beschliel3en:

1. Die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Anregungen werden, soweit sie in der
Planung keine Berlicksichtigung gefunden haben, zuriickgewiesen.

2. Der Bebauungsplan Nr.554 i ,Melm Nord“ mit Stand vom 26.02.14 einschlieRlich der be-
schlossenen Anderungen und Erganzungen mit Datum vom 17.07.14 wird geman § 10
(1) BauGB als Satzung beschlossen. Bestandteil dieser Satzung sind die gemaf §88
LBauO getroffenen Festsetzungen zu den 6rtlichen Bauvorschriften.


Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Prepress-Drucke erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 208.25 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in CMYK konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
CMYK-Werte für kalibrierte CMYK-Farbräume beibehalten: Ja
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Ja
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Ja
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


Sachdarstellung:

Zur Steuerung der stadtebaulichen Entwicklung wurde 2010 ein Bebauungsplanaufstel-
lungsbeschluss fir das Baugebiet Melm gefasst.

Damit setzt die Stadt sukzessive ein Strukturkonzept um, das auf geanderte Anforderungen
und stadtebauliche Entwicklungen im Neubaugebiet reagiert. Ziel ist eine allgemeine Ent-
dichtung, die Entflechtung von ungleichen Baustrukturen und Férderung harmonischer
Nachbarschaften. Konflikte durch ausgepragte Mal3stabsbriiche sollen vermieden werden.
Die Nachfrage nach Geschosswohnungsbau soll auf Kernbereiche gelenkt und verstarkt in
kleinteiligen Strukturen befriedigt werden. Darliber hinaus wird auf den hohen Parkdruck des
sich stetig fullenden Baugebietes reagiert.

Fir die Gebietsmitte rund um den Albert-Haueisen-Ring ist mit dem Bebauungsplan Nr.554¢g
.Melm-Albert-Haueisen-Ring“ bereits ein Teilbereich rechtskraftig geandert worden.

Gleiches gilt fir den Bebauungsplan Nr.554f ,Melm/ Georg-Heieck-Straf3e”.

Der zum Beschluss vorliegende Plan setzt die Umplanung nun fur den Bereich Nord fort.
Fir die anderen Teilbereiche ist die Uberplanung noch in Arbeit.

Hinweis:

Nach der Offenlage wurde bei bestehenden Reihenhausanlagen mit einer Lange von Uber
50m die Planzeichnung mit einer als ,a“ (abweichend) gekennzeichneten Bauweise erganzt.
Dies verlangert das bislang bereits geltende Baurecht in den neuen Plan und dient lediglich
der Klarstellung, dass der Bestand planungsrechtlich gesichert sein soll. Die textliche Fest-
setzung und Begrindung wurde entsprechend erganzt. Es handelt sich hierbei um eine re-
daktionelle Anderung, die die Grundziige der Planung nicht beriihrt. Eine erneute Offenlage
ist daher nicht notwendig. Der Bebauungsplan mit Datum vom 26.02.14 wird entsprechend
mit Datum vom 17.07.14 erganzt. Ebenso wird die Begrindung zum Bebauungsplan durch
die Begriindung mit Datum vom 17.07.14 ersetzt.



BEGRUNDUNG

Verfahrensstand Satzungsbeschluss gem. §10(1) BauGB
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VERFAHREN

Ubersicht der Verfahrensschritte

Verfahrensschritt Datum

Information/Anhérung Ortsbeirat Oggersheim gem. § 75 (2)

16.09.10
GemOQO am
Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 13.09.10
Ortslbliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im 220910
Amtsblatt 69/2010 am T
Information/Anhérung Ortsbeirat Oggersheim gem. § 75 (2)

14.03.13
GemO am
Aufstellungsbeschluss - Zielkonkretisierung - (gem. § 2 (1)

29.04.13
BauGB) am
Ortstibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses - 22 05.13
Zielkonkretisierung - im Amtsblatt 34/2013 am T
Information/Anhérung Ortsbeirat Oggersheim gem. § 75 (2)

05.12.13
GemO am
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Be- 05.03.2014
lange (gem. § 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom T
Offenlagebeschluss am 13.01.14
Ortsubliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt .... am | 05.03.14

13.03.14
Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom bis

14.04.14

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am

Anmerkungen zum Verfahren

Zur Steuerung der stadtebaulichen Entwicklung wurde 2010 ein Bebauungsplanaufstel-
lungsbeschluss Nr. 554 ,Melm-Anpassung® fir das Baugebiet Melm gefasst. Fir den Albert-
Haueisen-Ring ist seitdem mit dem Bebauungsplan Nr.554 g ,Melm-Albert-Haueisen-Ring*
ein Teilbereich rechtskraftig gedndert worden. Gleiches gilt fir den Bebauungsplan Nr.554 f

,Melm/ Georg-Heieck-Strale“.

Fir die anderen Teilbereiche ist die Uberplanung noch in Arbeit. Im Rahmen der Uberarbei-
tung wurden die stadtebaulichen Ziele fur diese Teilbereiche verfeinert und konkretisiert. Ge-
genlber dem Beschluss 2010 wurden diese konkretisierten Ziele vom Stadtrat am 29.04.13
beschlossen, um damit Klarheit fir Bauberatung und Antragsverfahren zu schaffen.

Ubersichtsplan — Baugebiet Melm




Zur Sicherstellung, dass Bauantrage mit den Zielen des kiinftigen Bebauungsplanes verein-
bar sind, wird der Bebauungsplan 554 i ,Melm Nord“ aufgestellt und den neu beschlossenen
Zielen bzw. den geanderten Rahmenbedingungen angepasst.

Das Bebauungsplanverfahren 554 i ,Melm Nord“ dient der Innenentwicklung und wird im
beschleunigten Verfahren gemaf § 13a Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 13 BauGB durchge-
fuhrt.

Zwar Uberschreitet die Grundflache des Bebauungsplanes mit ca. 12,1 ha die definierte
Schwelle des § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB, die im Bebauungsplan ,Melm* festgesetzte Grund-
flache wird jedoch nicht verandert oder erhéht. Auf die allgemeine Vorpriifung nach § 13a
Abs. 1 Nr. 2 BauGB wird somit verzichtet.

Von der Durchfiihrung einer friihzeitigen Behordenbeteiligung und der frihzeitigen Erérte-
rung wird gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 BauGB abgesehen;
auch von der Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und von der Erstellung eines Umwelt-
berichts nach § 2a BauGB wird abgesehen.

Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens fir den Bebauungsplan 554 i ,Melm Nord*®
wurde gem. § 13a (3) BauGB mit Bekanntmachung der Offenlage gem.
§ 3 (2) BauGB ortslblich bekannt gemacht.



ALLGEMEINES

Rechtsgrundlagen

Baunutzungsverordnung

(BauNVO)

vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132),

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013
(BGBI. | S. 1548)

Planzeichenverordnung

(PlanzZV)

vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58)

zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011
(BGBI. I S. 1509)

Bundes-Bodenschutzgesetz

(BBodSchG)

vom 17.03.1998 (BGBI. | 1998 S. 502),

zuletzt gedndert durch Art. 5 Abs. 30 des Gesetzes vom
24.02.2012 (BGBI. | S. 212)

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-

nung

(BBodSchV)

vom 12.07.1999 (BGBI. | 1999 S. 1554),

zuletzt geandert durch Art. 5 Abs. 31 des Gesetzes vom
24.02.2012 (BGBI. | S. 212)

Bundesnaturschutzgesetz

(BNatSchG)

vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542),

zuletzt geandert durch Art. 4 Absatz 100 des Gesetzes vom
07.08.2013 (BGBI. | S. 3154)

Bundesimmissionsschutzgesetz
(BImSchG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 BGBI. | S.

1274), zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom
02.07.2013 (BGBI. | S. 1943)

Baugesetzbuch

(BauGB)

vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414),

zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.06.2013
(BGBI. I S. 1548)

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung

(UVPG)

Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010

(BGBI. I S. 94)

zuletzt geandert durch Art. 10 des Gesetzes vom 25.07.2013
(BGBI. | S. 2749)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts

(WHG)
vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585)

zuletzt geandert durch Art. 4 Absatz 76 des Gesetzes vom
07.08.2013 (BGBI. | S. 3154)

Denkmalschutzgesetz

(DSchG)

vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159),

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28.09.2010
(GVBI. S. 301)

Gemeindeordnung

(GemO)

vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153),

§ 56 geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 27.05.2014 (GVBI.
S.72)

Landeskreislaufwirtschaftsgesetz

(LKrWG)
vom 22.11.2013 (GVBI. S. 459)

Landesbauordnung

(LBauO)

vom 24.11.1998 (GVBI. S. 365, BS 213-1),

§§ 64, 66 und 87 zuletzt gedndert durch § 47 des Gesetzes vom
09.03.2011 (GVBI. S. 47)

Landeswassergesetz

(LWG)

vom 22.01.2004 (GVBI. 2004 S. 54),

§ 89 zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 23.11.2011
(GVBI. S. 402)

Landesbodenschutzgesetz

(LBodSchG)

vom 25.07.2005 (GVBI. S. 302)

§§ 8 und 11 zuletzt geandert durch Art. 22 des Gesetzes vom
28.09.2010 (GVBI. S. 280)

diese Anderungen aufgehoben durch Art. 1 des Gesetzes vom
23.11.2011 (GVBI. S. 402)

Landesnaturschutzgesetz

(LNatSchG)

vom 28.09.2005 (GVBI. S. 387)

Anlagen 1 und 2 zu § 25 Abs. 2 neu gefasst durch Verordnung
vom 22.06.2010 (GVBI. S. 106)

Diese VO wird unter der BS Nummer 791-1/1 nachgewiesen.



Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus dem beigefiigten Lageplan mit
Datum vom 11.12.13, der Bestandteil dieses Beschlusses ist. Das Plangebiet mit ca. 12,1 ha
wird begrenzt:

im Norden: durch die freie Landschaft bzw. Ackerflache Richtung Im Zinkig

im Osten: durch den 6ffentlichen Griinzug und den angrenzenden Bebau-
ungsplan 554 ,Melm*

im Siden: durch die Bebauungsplane 554 d ,Will-Sohl-Strale West“ und
den Bebauungsplan 554 g ,Melm, Albert-Haueisen-Ring*

im Westen: durch den o6ffentlichen Griinzug

Geltungsbe;eich

PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSATZE

Planungsanlass/stadtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB

Auf Grundlage eines Strukturkonzeptes wurde der Bebauungsplan Nr. 554 ,Melm-
Anpassung® aufgestellt, der einerseits Anderungen des Planungsrechts entlang des Albert-
Haueisen-Rings vorsieht, andererseits aber auch dem Uberplanungsbedarf in anderen Teil-
bereichen nachkommen soll. Flr den Bereich entlang des Albert-Haueisen-Rings und fur
den Teilbereich entlang der Georg-Heieck-Stral3e wurden bereits rechtskraftige Bebauungs-
plane beschlossen.

Fir das restliche Plangebiet wurden neue stadtebauliche Ziele und Grundsatze, vor allem im
Hinblick auf die Stellplatzproblematik und die Reduzierung der hohen Bebauungsdichte for-
muliert bzw. konkretisiert.

Da aufgrund der guten Baukonjunktur gegenwartig eine starke Nachfrage im Baugebiet zu
verzeichnen ist und sichergestellt werden soll, dass Bauantrage mit den Zielen des kiinftigen



Bebauungsplanes bzw. mit 0.g. Zielen und Grundsatzen vereinbar sind, ist es sinnvoll, auch
fur den nérdlichen Teilbereich des Baugebiets Melm einen separaten, eigenstandigen Be-
bauungsplan Nr. 554 i ,Melm Nord“ aufzustellen mit dem Ziel, die stadtebauliche Entwicklung
zu steuern.

Planungsziele und —grundsitze

Stadtebauliche Konzeption

Der Bebauungsplan soll die Grundlage fir eine der gegenwartigen Wohnungsnachfrage an-
gepassten stadtebaulichen Entwicklung bilden. Dabei sollen die im Stadtrat-Beschluss vom
29.04.13 konkretisierten Ziele umgesetzt werden:

Bebauungsdichte

- Mindesthausbreite Doppel- und Reihenhauser 6m, Einzelhduser 7m

- Grundstucksgroflen fur Doppelhaushélften in der Regel ab ca. 250 m? (z.B.
10mx25m), bei separater Garage oder innerer Erschlielungsanlage nicht unter
220m? + die Nebengrundstlicksanteile

- Grundstucksgrofien fur Reihenmittelhduser in der Regel ab ca. 200m? (6mx33m) bei
separater Garage oder innerer ErschlieBungsanlage nicht unter 180m? + Neben-
grundstlicksanteile

- Reihenhausgruppen mit maximal 4-5 Einheiten

Gestaltung
- Mindestens 30% des Vorgartens unversiegelt + kleinkroniger Baum oder Gro3strauch

Stellplatze
- Zwei Stellplatze je Wohneinheit, nach Mdéglichkeit nicht gefangen
- Bewahrung von Stellplatzmdglichkeiten im Offentlichen Raum durch gebiindelte
Grundstlickszufahrten

Soweit keine anderen Regelungen getroffen worden sind, werden die Festsetzungen des
Bebauungsplanes 554 ,Melm® in das Planverfahren ibernommen. Bei dieser Gelegenheit
sollen aber auch die Gré3e und Anordnung der Baufenster dem Bestand sowie stadtebauli-
chen Planungskonzepten angepasst werden.

Verkehrliche Erschliefsung

Die verkehrliche ErschlieBung ist Gber die bereits hergestellten 6ffentlichen Verkehrsflachen

sichergestellt. Bei gréReren Baugrundstiicken missen die notwendigen inneren und privaten
Erschlieungsflachen durch den jeweiligen Bautrager hergestellt werden.

Die Anbindung an den o&ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) ist durch Buslinien und Hal-
testellen ausreichend gesichert; damit ist das Plangebiet gut erschlossen.

Ver- und Entsorgung

Versorgung

Die Versorgung des Planungsgebietes mit Strom, Wasser und Telekommunikation sowie
gegebenenfalls Gas erfolgt tber die vorhandenen Leitungen in den &ffentlichen Stral3en.
Ausbauerfordernisse an den bestehenden Netzen sind nicht zu erwarten.

Nach derzeitigem Stand ist das highspeed-Netz noch nicht vollstdndig ausgebaut; Internet-
zugange konnen jedoch individuell beim jeweiligen Leitungstrager beantragt werden.

Entsorgung Schmutzwasser
Der Anschluss an die Schmutzwasserkanalisation erfolgt an die vorhandene Kanalleitung in
den offentlichen Stral3en.

Niederschlagswasserbewirtschaftung



Gemal Landeswassergesetz soll Niederschlagswasser, soweit mit vertretbarem Aufwand
madglich, bei demjenigen, bei dem es anfallt, grundsatzlich verwertet oder versickert werden.
Im Plangebiet steht eine entsprechende Regenwasserkanalisation zur Verfiigung.

VERHALTNIS ZUR UBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG

Regional- und Landesplanung

Im Regionalen Raumordnungsplan Rheinpfalz 2004 (1) ist der Planbereich als bestehende
Siedlungsflache flir Wohnnutzung dargestellt. Der Bebauungsplan ist somit nach den Vor-
schriften des § 1 (4) Baugesetzbuch an die Ziele der Raumordnung angepasst.

Der derzeit zur Genehmigung vorliegende, einheitliche Regionalplan fir die Region Rhein-
Neckar wurde im September 2013 als Satzung beschlossen und hat die entsprechende Dar-
stellung ibernommen.

Flachennutzungsplanung

Der Bereich ist im Flachennutzungsplan®99 der Stadt Ludwigshafen als Wohnbauflache dar-
gestellt. Der Bebauungsplan ist somit gemaR § 8 (2) Baugesetzbuch aus dem Flachennut-
zungsplan entwickelt.

Rechtskriftige Bebauungsplane

Bislang gilt der rechtskraftige Bebauungsplan 554 ,Melm*“ i.V.m. dem in Aufstellung befindli-
chen Bebauungsplan 554 ,Melm-Anpassung®. Der Bebauungsplan 554 i ,Melm Nord“ ersetzt
in seinem Geltungsbereich den ‘Bebauungsplgn 554 ,Melm®.
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Auszug aus der Planzeichnung des Bebauungsplanes 554 ,Melm*

BEGRUNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN

Planungsrechtliche Festsetzungen

Die Festsetzungen beruhen auf den Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplanes Nr.
554 ,Melm*“i.V.m. dem in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan 554 ,Melm-Anpassung®.

Es wurden die malRgeblichen und relevanten Allgemeinen Festsetzungen, die ortlichen Bau-
vorschriften sowie die vom 29.04.13 beschlossenen Zielkonkretisierungen ibernommen und
modifiziert. Einige der gegeniber dem BP Nr.554 ;Melm* geanderten Festsetzungen bleiben



hinter den Méglichkeiten des alten Bebauungsplanes zuriick, schranken die Baufreiheit also
starker ein. Dies betrifft insbesondere Festsetzungen mit Auswirkungen auf die Kubatur und
die stadtebauliche Dichte. Einige zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans bereits
errichtete Gebaude widersprechen dadurch den neuen Regelungen und werden somit auf
.Bestandsschutz gesetzt. Dies bedeutet einen Eingriff in den Vertrauensschutz, der sich nur
durch besondere Griinde rechtfertigt.

Diese Griinde werden in den einzelnen Kapiteln genauer dargelegt, im Kern geht es aller-
dings um die Notwendigkeit Dichten zu begrenzen und die Entwicklung geordneter und ge-
deihlicher Wohnnachbarschaften zu férdern.

Wahrend der Planaufstellungsphase gab es erhebliche Baufortschritte. Dass diese aus-
nahmslos auf der Grundlage der mit der Aufstellung verbundenen Zielformulierungen (gem.
Aufstellungsbeschluss — Zielkonkretisierung vom 29.04.13) in Einklang standen, belegt, dass
die vorgenommenen Einschrankungen mit den Interessen der Bauherren und Baugrund-
stuckseigentumer gut vereinbar sind und sich tatsachlich eignen die gewlnschten Ziele zu
erreichen.

Art der baulichen Nutzung

Es wird weiterhin ein Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen, da diese planungsrechtliche
Eingruppierung der vorhandenen Nutzung im Plangebiet gerecht wird und dieser entspricht.
Gartenbaubetriebe und sonstige nichtstérende Gewerbebetriebe sind nicht zulassig, da sich
diese Nutzungen nicht in die Umgebung einfiigen. Tankstellen werden aufgrund ihres Stoér-
potentials ausgeschlossen. Im gesamten Stadtgebiet Ludwigshafen ist eine zunehmende
Nachfrage nach Beherbergungsbetrieben bzw. Monteurswohnungen, einhergehend mit
nachbarschaftlichen Konflikten (wie wechselhafte Nachbarschaften, erhdhter Stellplatzbe-
darf) auf das Wohnumfeld festzustellen. Um das ruhige Wohnumfeld im Baugebiet Melm vor
diesen Konflikten zu bewahren sowie eine zunehmende Verdichtung in Form von Verkehr
und Bebauung (steigende Anzahl von Wohneinheiten) zu vermeiden, sind Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes nicht zulassig.

Fir das Baugebiet Melm sind insgesamt 2 Standorte als Gemeinbedarfsflachen vorgesehen.
Die Gemeinbedarfsflache in der Karl-Dillinger-Stral3e 7 wird bereits als Kindertagesstatte
genutzt; die raumlichen Kapazitaten sowie das Betreuungsangebot sind noch ausreichend.
Mit dem Grundstlck 5160 in der Heinz-Schifferdecker-Strale wird ein potenzieller zusatzli-
cher Kindertagesstattenstandort gesichert. Der Gemeinbedarf im Plangebiet ist somit ausrei-
chend abgedeckt. Mit der Umwidmung des Grundstiicks 5017 von Gemeinbedarfsflache in
Wohnbauflache - Allgemeines Wohngebiet bleiben die Flachen fir soziale Einrichtungen
nutzbar, kénnen bei Bedarf aber auch anderen Nutzungen zugefihrt werden.

Mald der baulichen Nutzung

Gemal Bebauungsplan Nr. 554 ,Melm* galt bisher eine GRZ von 0,3. Ausnahmen bilden
Grundstlicke mit einer GRZ von 0,4, die fur eine dichtere Bebauung in Form von Reihen-
oder Kettenhausern vorgesehen waren. Diese Regelfestsetzungen bleiben wie im Bebau-
ungsplan 554 ,Melm*® erhalten. Somit bleibt das Mal} der baulichen Nutzung (GRZ) unveran-
dert bestehen und tastet die MalRnahmen zur Verringerung der Beeintrachtigung von Natur
und Landschaft nicht an.

In den vergangenen Jahren hat sich eine Baustruktur mit zwei oder drei Geschossen sowie
unterschiedlichen Gebaudehohen auf Grundlage des Bebauungsplanes 554 ,Melm* entwi-
ckelt. Die Trauf- und Firsthéhen konnten bis maximal 7,80 m und 12,50 m ausgenutzt wer-
den; in den Wendehammerbereichen, angrenzend zur 6ffentlichen Parkanlage, wurden ge-
ringere Gebaudehohen festgesetzt. Auch im Geltungsbereich haben vereinzelt einige Mehr-
familienhauser von dieser Hohenfestsetzung (maximale TH von 7,80 m; maximale FH von
12,50 m) Gebrauch gemacht. Die im Umfeld solcher Objekte entstehende Vorpragung be-
lastet die angrenzenden Grundstlicke und verringert ihre Attraktivitat fir Einfamilienhausbe-
bauung. Im Hinblick auf die im Kern gewollte Baustruktur (Einfamilienhduser) und die un-
harmonischen Briiche in der Gebaudekubatur, die durch kleinere, hohere Mehrfamilienhau-
ser entstehen, wird die Geschossigkeit auf maximal 2 Vollgeschosse festgesetzt und die H6-



he der baulichen Anlagen gegenliber den bisher geltenden Festsetzungen des B-Plan 554
.Melm* geringfiigig reduziert. Es wird eine einheitliche Hoéhenfestsetzung fir das gesamte
Plangebiet definiert, so dass eine umfeldvertragliche Hohenentwicklung der Gebaude zu-
klnftig garantiert wird. Zugleich wurde der Typus Mehrfamilienhaus am Albert-Haueisen-
Ring (Bebauungsplan Nr.5549) expliziert zugelassen. Dadurch ist gewahrleistet, dass die
Nachfrage an anderer Stelle gedeckt werden kann.

Die Baugenehmigung der bereits vorhandenen Gebaude geniel3t auch weiterhin Bestands-
kraft. Insoweit keine zusatzlichen Konflikte mit den Festsetzungen des neuen Bebauungs-
plans 554 i ,Melm Nord“ entstehen (z.B. durch Erhdhung der Anzahl der Wohneinheiten)
sollte diese auch kleinere Umbauten in Dachrdumen (Dachausbau, Dachaufbauten, Dach-
einschnitte) erlauben.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung baulicher Anlagen

Die festgesetzte offene Bauweise beruht weiterhin auf den vorgegebenen Baufluchten und
Abstanden zur Verkehrsflache.

Dabei sind Blocklangen von iber 50 m abweichend von § 22 (4) BauNVO ausnahmsweise
zulassig. Eine abweichende Bauweise wird somit dort festgesetzt, wo auf den genehmigten
Bestand reagiert werden muss, die die fir eine offene Bauweise zulassige maximale Lange
von 50 m uberschreiten oder wo nur noch Reihenhausanlagen ab einer Blocklange von 50 m
wegen des besonderen Grundstickszuschnittes mdglich sind.

Gemal dem Zielkonkretisierungs-Beschluss vom 29.04.13 wird das Plangebiet nach Haus-

typen (Einzelhauser, Doppel- und Reihenhauser) gegliedert. Im Plangebiet kbnnen nun vor-

wiegend Baufelder flr Einfamilien- und Doppelhausbebauungen entstehen und somit auf die
steigende Nachfrage nach EH und DH mit gréReren Grundstiicken reagieren.

Von der festgelegten Bebauungstypologie bilden die Grundstlicke 5005/8-5005/12 in der
Erich-Schug-Strale die einzige Ausnahme, da sie durch die bereits vollzogene Grundstlicks-
teilung fUr eine Reihenhaus- und nicht fir eine Einzel-oder Doppelhausbebauung vorgese-
hen sind und ansonsten unbebaubar wirden.

Um bei der Errichtung von einzelnen Teilgebauden (Reihenmittelhaus und Doppelhaushalfte)
die Anbauung sicherzustellen, wird eine Anbaubaulast nach Landesbauordnung eingefor-
dert.

Es erfolgt eine zeichnerische Anpassung der Lage und Grofe von Baufenstern, indem auf
den genehmigten Bestand sowie auf die stadtebaulichen Planungskonzepte Rucksicht ge-
nommen wird. Vorrangig werden die vormals zusammenhangenden Baufenster aufgelockert.
Dies wirkt sich unmittelbar auf die Bebaubarkeit aus und unterstitzt die Zielsetzung nach
mehr Einzel- und Doppelhausern.

Allgemeine Baufenstertiefe

Die allgemeine Baufenstertiefe betragt regelmafig 17 Meter. Hiervon ausgenommen sind
Baufenster bei denen auf die besondere Grundstlicksform reagiert werden muss, z.B. auf-
grund von raumlicher Enge oder anderen ungunstigen Zuschnitten, die eine wirtschaftliche
Bebauung ansonsten erschweren wirden.

Bebauungsabstand zu StraBe und Nachbargrundstiicken

Grundsatzlich betragt der Mindestabstand zwischen Bebauung und StralRenbegrenzungslinie
an der Langsseite des Strallenverlaufs 5 Meter. Dieses Mal} ergibt sich auch aus der Erfor-
derlichkeit heraus, im Zusammenhang mit der Bebauung eine ausreichende Vorgartentiefe
fur den Nachweis von zwei Stellplatzen zu sichern.

Abweichungen gibt es dort, wo auf den genehmigten Bestand reagiert werden muss oder wo
der besondere Grundstiickszuschnitt eine Abweichung rechtfertigt.

Der Abstand an der Schmalseite der Baufenster betragt zur Grundstiicksgrenze in der Regel
beidseitig 3 Meter (Mindestabstand) bei aneinander angrenzenden Grundstiicken. Bei An-
grenzung an FuBwege gentigen ebenfalls 3 Meter.



In der Ernst-Kunz-Strale wird der Abstand zum 6ffentlichen FulRweg (Flurstiick 5026) auf 3
m verkleinert, und setzt damit die Schlussfolgerungen aus dem Gesamtverkehrsplan 2020
der Stadt Ludwigshafen am Rhein um, der dazu ausflhrt, dass eine entsprechende Trasse —
VerbindungsstralRe Melm-Oppau — ,unter Berlcksichtigung ékologischer, stadtebaulicher
und wirtschaftlicher Aspekte sowie detaillierter Bewertung der verkehrlichen Konsequenzen
noch zu finden und festzulegen ist. Da keine konkreten Planungen vorliegen, ist derzeit auch
keine Trasse freizuhalten.” Vor diesem Hintergrund ist die bisherige massive Einschrankung
fur die betroffenen Grundstiicke nicht zu rechtfertigen. Gleichwohl wiirden auch die neuen
Male die Weiterfihrung einer Trasse nicht ausschlielRen und weitere Optionen zur Fihrung
des Linienbusses ,Melm-Oppau* offen halten. Die naher heranriickende Bebauung ware
dann dem anfallenden Verkehrslarm starker ausgesetzt.

Abstand zu o6ffentlichen Griinflachen

Entlang der 6ffentlichen Grinflachen und des Gebietsrandes ist wie bislang auch auf den
privaten Grundstlicken ein 3 Meter breiter Griinstreifen anzulegen. Dies stellt einen sanften
Ubergang zwischen Privatgrundstiicken und &ffentlichen Freibereichen sicher. Mit der Be-
bauung ist ein Mindestabstand von weiteren 2 Metern zum grundstlickseigenen Griinstreifen
einzuhalten. Daraus ergibt sich ein Mindestabstand zur Grundstticksgrenze von 5 Metern.

Grundstlicksgroen; Anzahl der Wohnungen in Wohngebauden

Zur Zeit des Aufstellungsbeschlusses des Bebauungsplanes 554 ,Melm-Anpassung“ waren
im Plangebiet bereits ca. 110 Wohngebaude entstanden. Es handelte sich vorwiegend um
Doppel- und Reihenhauser mit kleinen Grundstiicken sowie kleinere Mehrfamilienhauser.
Dies héatte bei kontinuierlicher Fortschreibung zu einer problematischen Bebauungsdichte
geflhrt.

Neben der Einschrankung der Bauweise verfolgt der Bebauungsplan darum auch das Ziel
GrundstiicksmindestgréRen und Begrenzungen in der Anzahl der Wohneinheiten vor-
zugeben.

Seit dem Zielkonkretisierungsbeschluss vom 29.4.13 sind diese neuen Planungsziele stetig
umgesetzt worden. Ca. 130 Wohngebaude sind seitdem (Stand Februar 2014) im Einklang
mit den Planungszielen neu entstanden. Am Ende werden es im Plangebiet ca. 310 Wohn-
gebaude insgesamt sein, von denen dann ca. 10% (Altfalle) die Mindestgrundsticksgroflie
unterschreiten.

Da bei diesen Grundstiicken das Mal} der baulichen Nutzung (GRZ) ohnehin schon regel-
mafig voll ausgeschopft wurde, wird die neue Festsetzung flir die Eigentimer keine wesent-
liche Einschrankung ihrer baulichen Entwicklungsspielraume bewirken.

Von der Beschrankung der Anzahl der Wohneinheiten werden im Verhaltnis zum gesamten
Plangebiet nur ca. 2 % (Altfalle) betroffen sein. Diese Wohngebaude genielRen auch weiter-
hin Bestandsschutz, der eine Nutzung in dem Rahmen erméglicht, was bisher baurechtlich
genehmigt war. Dies kann auch bauliche Anderungen / MaRnahmen (wie Umnutzung des
Dachraumes, Dachaufbauten, Dacheinschnitte) umfassen, soweit dadurch nicht erstmalig
Widerspriiche zum neuen Baurecht entstehen.

GrundstiicksgroRen

Die Festsetzung von Mindestmalien verfolgt also das stadtebauliche Ziel, die mit einer zu
hohen Bebauungsdichte einhergehenden beengten Wohnverhaltnisse zu vermeiden. Ziel ist
es auch hier, die potentielle Wohndichte zu entzerren, die Wohnqualitat zu verbessern und
zusatzliche Gestaltungsspielrdume fur die Grundrissbildung offen zu halten. Auflerdem ist
bei einer Mindestgrundstlicksbreite von 6 m sichergestellt, dass im Bedarfsfalle zwei Stell-
platze in der Vorgartenzone nachgewiesen werden kdénnen.

Fir Doppelhaushalften und Reihenendhauser wird die MindestgréRRe flr Baugrundstiicke auf
250 m?, fir Reihenmittelhauser auf 200 m? festgesetzt. Um eine Benachteiligung von Grund-
stiicken zu vermeiden, die eine innere ErschlieBung bendtigen, bzw. deren Stellplatze in
Sammelanlagen nachgewiesen werden, bietet der Bebauungsplan die Méglichkeit einen Teil
der Erschlielung oder externen Stellplatzflache anzurechnen.



Von den Festsetzungen ausgenommen, sind bestehende, noch unbebaute Grundstiicke
(Flursticksnummern 5005/5, 5005/6, 5005/7, 5036/15 und 5051/16), deren Teilungen bereits
vollzogen sind und die ansonsten unbebaubar wurden.

Anzahl der Wohnungen

Auf Grundlage der bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes 554 ,Melm*“ sind in der
Vergangenheit einige Mehrfamilienhduser in den Nebenstrallen entstanden, Diese kleineren
Mehrfamilienhduser in Doppelhdusern mit mehr als 3 Wohneinheiten je Doppelhaushalfte
haben die Einzelhausbebauung im Umfeld zunehmend verdrangt und durch unharmonische
Bruche in der Gebaudekubatur und eine zunehmende stadtebauliche Dichte Nachbar-
schaftskonflikte ausgeldst. Darliber hinaus sind Baullicken entstanden, die durch diese Be-
bauung vorgepragt und damit fir die gewtinschten Ein- oder Zweifamilienhausbebauung
unattraktiv geworden sind. Zur Sicherung der Wohn- und Freiraumqualitat und zur Vermei-
dung einer zu starken Verdichtung mit dem daraus resultierenden Konflikt hinsichtlich Ver-
kehr und Parkraumbedarf wird somit die zulassige Zahl der Wohnungen begrenzt.

Ferner soll die Bildung von Einzelhdusern mit mehreren, neben einander liegenden Wohn-
einheiten auf nicht real geteilten Grundstiicken verhindert werden. Um dieser nachteiligen
stadtebaulichen Entwicklung entgegenzuwirken, sollen nur noch Einzel- und Doppelhduser
mit max. 1 Wohneinheit zulassig sein. Eine zusatzliche 2. Wohneinheit kann als Einlieger-
wohnung z.B. im Kellergeschoss (u.a. zur Betreuung alterer Menschen...) entstehen, sofern
die 2. Wohneinheit nicht mehr als 1/3 der Gesamtwohnflache einnimmt. Somit soll die Mehr-
familienhausbebauung gemaR Bebauungsplan 554 g ,Melm, Albert-Haueisen-Ring*“ an die
Erschlielungsachse ,Albert-Haueisen-Ring“ gelenkt und das ,Innere* des Baugebietes flr
eine Bebauung mit geringerer Dichte und Hohe freigehalten werden.

Eine Ausnahme hiervon stellen die vordere Heinrich-Halfen-Strale und die vordere Lore-
Dauer-Strale dar. Hier ist die Mehrfamilienhausbebauung bereits im Bestand so pragend
und die Grundstiicke bebaut, dass eine Uberplanung keine Aussicht auf Erfolg hatte. Daher
bleiben hier drei Wohneinheiten zulassig.

Flachen fir Stellplatze und Garagen

Garagen sind prinzipiell in einem Abstand von weniger als 5 m zur 6ffentlichen Verkehrsfla-
che und Gebaudeflucht nicht zulassig. Diese Regelung erwies sich in der Genehmigungs-
praxis bei einigen Eckgrundstiicken, die an zwei Grundstuicksseiten an die 6ffentliche Ver-
kehrsflache grenzen, als unverhaltnismalfig. Es wurden deshalb in bestimmten Einzelfallen
Befreiungen ausgesprochen, wenn sichergestellt werden konnte, dass die Garagenwand
zum o6ffentlichen Raum hin angemessen begrint wird. Dem tragt ein Mindestabstand von 1
m Rechnung. Um kiinftig auf solche Befreiungen verzichten zu kénnen, wird eine Ausnahme-
regelung in den Festsetzungen aufgenommen.

Flachen zur Herstellung des StralRenkorpers

Diese Flachenregelungen werden aus dem Bebauungsplan 554 ,Melm* ibernommen. Fir
weitere, noch nicht abgeschlossene Baumalnahmen im Strallenraum, bendtigt das Tiefbau-
amt eventuell noch zu beanspruchende private Grundstlcksflachen.

Ein-bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flachen an die Verkehrsflache

Far die groRen Baufenster mit den noch unbebauten Grundstiicken (Flursticksnummern
5010, 5003/1, 5003/2, 4995/6-9) sind stadtebauliche Konzepte erstellt worden mit Hinblick
darauf, gebundelte Grundstlickszufahrten zu schaffen und Stellplatzmaoglichkeiten im 6ffent-
lichen Raum zu bewahren. Mit Festsetzung von Einfahrtsbereichen wurden somit Standorte
fur ErschlieBungswege festgelegt. Um zukinftigen Bautréagern jedoch eine Flexibilitat in der
Gestaltung ihrer Planungskonzepte einzuraumen, kénnen die festgesetzten Einfahrtsberei-
che von 3 bis 6 m bis zu 10 m verschoben werden. Auch bei Neuanlagen von Grundstiicks-
zufahrten auf private Einzelgrundstiicke dirfen 6ffentliche Stellplatze oder Baume im Stra-
Renraum nicht wegfallen. Ausnahmen daflr gibt es nur bei notwendigen Grundstiickszufahr-
ten, weil ansonsten kein Stellplatznachweis auf dem Grundstiick méglich ware.



MafRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Die fur das Plangebiet maRgeblichen Festsetzungen zur Begriinung und Freiflachengestal-
tung aus dem Bebauungsplan Nr. 554 ;Melm* wurden vollstandig Gbernommen und gewahr-
leisten weiterhin eine starke Durchgriinung des Gebietes als wesentlich pragendes Merkmal
der Siedlungsstruktur. Es sind darlber hinaus keine weiteren Malinahmen oder Flachenfest-
setzungen erforderlich.

Ortliche Bauvorschriften

Dach und Gebaude

Die Regelungen zu Dachflachen und Dachneigungen werden Uberwiegend aus dem Bebau-
ungsplan 554 ,Melm*® Gibernommen.

Bezlglich der Dachformen sind keine Festsetzungen getroffen worden, um einen gestalteri-
schen Spielraum fir Bauherren und Architekten zu ermdglichen. Lediglich Regelungen zur
Dachneigung sowie zur Harmonisierung von Doppel- und Reihenhdusern werden festge-
setzt, dass eine homogene Baustruktur und in ihren wesentlichen Elementen wiederkehren-
de Dachlandschaft gewahrleistet wird.

Um stadtebaulich einheitliche StralRenbilder zu erreichen, werden fur unbebaute und an
Doppel-oder Reihenhauser angrenzende Grundstlicke Firstrichtungen festgesetzt.

Gauben sind zulassig, werden aber in gewissem Umfang reguliert, um Auswlichsen entge-
genzuwirken. Die Beschrankung von Dachaufbauten, Dacheinschnitten und Nebengiebeln
soll somit ein zu starkes Zergliedern der Dachlandschaft sowie ibermaRige Dachausbauten
(Verdichtungen im Dachraum) verhindern.

Gestaltung der Stellplatze und der nicht iiberbaubaren Grundstiicksflache

Diese Gestaltungsregelungen werden tberwiegend aus dem Bebauungsplan 554 ,Melm*
Uubernommen. Durch die Festsetzung zur Gestaltung von PKW-Stellplatzen, Zufahrten und
Wegen mit wasserdurchlassigen Belagen soll sichergestellt werden, dass das hier anfallende
Niederschlagswasser auf dem Grundstick versickert und so dem naturlichen Wasserkreis-
lauf zugefuhrt wird.

Die Begrinung der Flachdacher von Garagen und der nicht befestigten Grundstlicksflachen
dient neben gestalterischen Zwecken der Wasserriickhaltung und Verdunstung, wodurch das
Klima verbessert und der Eingriff in den Wasserhaushalt minimiert wird.

Die getroffene Festsetzung und Definition zu Vorgartenbereichen soll einerseits eine einheit-
liche Gestaltung und Bepflanzung der Vorgartenflachen gewahrleisten, andererseits eine
Ubermafige Versiegelung verhindern.

Strauchpflanzungen oder intensiv begriinte Einfriedungen von Nebenanlagen sollen das Ge-
biet durchgriinen und fir Sichtschutz sorgen.

Einfriedungen

Einfriedungen in den Vorgartenbereichen sind bis zu einer Hohe von 1 m bzw. zum 6&ffentli-
chen Raum hin bis 1,8 m beschrankt. In der Vergangenheit hat sich erwiesen, dass es ein
Bedurfnis nach Einfriedung des Vorgartenbereiches gibt. Die neue Festsetzung soll diesem
Bedurfnis entgegen kommen. Darlber hinaus sind nun alle Arten von Einfriedungen erlaubt.
Lediglich zum 6ffentlichen Raum hin, sind Einfriedungen mit mehr als 1 m Hohe wirksam
einzugrinen.

Zahl der notwendigen Stellplatze

Der Motorisierungsgrad im Baugebiet ist relativ hoch. Dem steht ein begrenztes offentliches
Parkraumangebot gegenlber. Somit herrscht in einzelnen Stralenziigen schon heute ein
erhdhter Parkraumdruck im 6ffentlichen Verkehrsraum. Bei Einfamilienhausbebauungen ist
es daher sinnvoll, zwingend mindestens zwei Stellplatze je Wohneinheit nachzuweisen. Ent-
steht zusatzlich eine Einliegerwohnung (s. Pkt. 5.4.1), genugt fur diese Wohneinheit der



Nachweis von nur einem Stellplatz, da die GroRe der Wohnung der Haupteinheit deutlich
untergeordnet sein muss und daher eine geringere Wohndichte zu erwarten ist.

Fahrradabstellplatze

Die Regelungen zu Fahrradabstellplatzen werden zum Teil aus dem Bebauungsplan 554
.Melm*“ dbernommen. Um die Voraussetzungen flir den komfortablen Gebrauch von Fahrra-
dern sicherzustellen, ist je Wohnung eine der GréRe der Wohnung angemessene Anzahl von
Fahrradabstellmoglichkeiten anzulegen.

Hinweise

Zur Sicherstellung der Beachtung im Baugenehmigungsverfahren sowie zur Information der
kiinftigen Bauherren werden ergdnzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplanes fol-
gende Hinweise gegeben:

Bodenschutz

Fur die Flachen des Bebauungsplangebiets sind keine altlastverdachtigen Flachen bekannt.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass bei allen MalRnahmen, die einen Eingriff in den
Boden erfordern, auf organoleptische Auffalligkeiten zu achten ist. Werden solche Auffallig-
keiten des Untergrundes festgestellt, die auf das Vorhandensein von schadlichen Bodenver-
anderungen hinweisen, ist umgehend die zustandige Bodenschutzbehoérde (Bereich Umwelt
der Stadtverwaltung Ludwigshafen) zu informieren.

Telekommunikationsanlagen

Im Plangebiet befinden sich stellenweise Telekommunikationsanlagen der Kabel Deutsch-
land Vertrieb und Service GmbH. Bei Baumalinahmen, die ggfs. eine Umverlegung bzw.
Sicherung der Anlagen erforderlich machen, sind diese rechtzeitig (in der Regel 3 Monate)
vor Baubeginn bei den Unternehmen zu beauftragen.

Sollte eine Anderung der Telekommunikationsinfrastruktur der Deutschen Telekom Technik
GmbH erforderlich werden, hat sich der Bauherr / Bautrager mit dem Bauherrenberatungsbi-
ro in Verbindung zu setzen.

Hochwasserschutz

Der Hochwasserschutz entlang des Rheines ist auf ein bestimmtes maximales Ereignis defi-
niert. Es ist nicht auszuschlie®en, dass es bei einem sehr seltenen Ereignis oder bei dem
Versagen der Hochwasserschutzanlagen trotz aller Vorkehrungen zu einem Hochwasserer-
eignis kommt. Aus der Darstellung dieser Tatsachen lassen sich keine Schadensersatzan-
spriche

oder auch kein Anspruch auf zusatzliche Sicherungseinrichtungen ableiten. Auf eine Minde-
rung der Schadensrisiken bei extremen Hochwasserereignissen ist durch angepasste Bau-
weise und Nutzung hinzuwirken.

Grundwasser

Bei starken Regenfallen sind grundsticksbezogen zeitweise erhdhte Grundwasserstande
oder stauendes Oberflachenwasser nicht auszuschlieRen. Um Nasseschaden vorzubeugen,
werden deshalb vor der Durchflihrung von BaumafRnahmen sorgfaltige Untersuchungen der
Grundwasserstande und der Bodenbeschaffenheit auf dem Baugrundstiick empfohlen.

Die Versickerung von Oberflachenwasser liegt in privater Verantwortung.
Ruckstauebene ist Oberkante Stral’e (Hinterkante Gehweg).

Wasserrechtliche Belange

Das anfallende, nicht behandlungsbediirftige Niederschlagswasser ist ortsnah zu versickern,
zu verrieseln oder direkt oder ber eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser



in ein Gewasser einzuleiten, soweit wasserrechtliche, offentlich-rechtliche Vorschriften oder
wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen. Im Plangebiet steht eine entsprechen-
de Regenwasserkanalisation zur Verfigung. Punktuelle Versickerungen bedirfen der was-
serrechtlichen Erlaubnis der zustandigen Wasserbehorde.

Natiirliches Radonpotenzial

In Bereich des Oberrheingrabens kann das natlrliche Radonpotenzial lokal erhéht sein. Es
wird daher empfohlen, bei Neubauten darauf zu achten, dass eine durchgangige Betonfun-
damentplatte erstellt wird und der DIN-gerechte Schutz gegen Bodenfeuchte gewahrleistet
ist. In Kellerraumen oder Raumen mit erdbertihrten Wanden, die dauerhaft durch Personen
als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden, sollte auf ausreichende (Fenster) — Liftung
(StoBlGften) vor allem wahrend der Heizperiode geachtet werden.

Zur Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des einzelnen Bauplatzes
kénnen orientierende Radonmessungen in der Bodenluft sinnvoll sein.

Ver- und Entsorgung

Verbindungswege zwischen Strallen sowie zwischen Straflen und Grinflachen sind keine
mit Ver- und Entsorgungsleitungen ausgestatteten ErschlieBungsstralien.

Denkmalschutz

Sollten im Zuge von Bauausflihrungsarbeiten archaologische Objekte gefunden werden, so
ist der Fund unverziglich der zustandigen Denkmalpflegebehérde zu melden, die Fundstelle
so weit als moéglich unverandert zu lassen und die Gegenstande sorgfaltig gegen Verlust zu
sichern.

Verdacht auf Kampfmittel

Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich im Plangebiet Kampfmittel befinden. Bei Erschlie-
Bungs- und Bodenarbeiten ist darauf zu achten, dass alle entsprechenden Funde dem zu-
standigen Kampfmittelraumdienst zu melden sind.

Sofern in den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes auf DIN-Regelwerke Bezug genommen
wird, sind diese wahrend der blichen Blrozeiten bei der Geschéaftsstelle der Stadtplanung Lud-
wigshafen im Rathaus, Rathausplatz 20, einsehbar.

WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

Wohnungsmarkt

Durch den Bebauungsplan wird nach wie vor ein vielfaltiges Angebot an Einzel-, Doppel- und
Reihenhausbebauung geschaffen. Es findet lediglich eine Strukturierung des Angebotes
statt, d.h. es wird eine Bebauungstypologie bzw. bestimmte Standorte / Grundstiicke fiir den
Haustypen — Einzel-, Doppel-, oder Reihenhaus — festgelegt und somit die Wohnungsnach-
frage auf bestimmte Grundstiicke gelenkt. Ansonsten sind keine Auswirkungen auf den
Wohnungsmarkt zu erwarten.

Landespflege

Gemal § 1a Baugesetzbuch ist im Rahmen der Abwagung die Vermeidung und der Aus-
gleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft zu berticksichtigen. Eingriffe in
Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind Veranderungen der
Gestalt oder der Nutzung von Grundflachen, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts
oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen kénnen. Ein Ausgleich
der Eingriffe in Natur und Landschaft ware gemaR § 13a Abs.2 Nr. 4 nicht erforderlich; ist
aber bereits in den vorangegangenen Bebauungsplanverfahren voll umgéanglich erfolgt.



Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 554 ,Melm* ist ein erweiterter landespfle-
gerischer Beitrag aufgestellt und erarbeitet worden. Da die GRZ beibehalten wird und nur
geringfuigig mehr Flachen (teilweise vergroRerte Baufenster) flr eine Bebauung und Versie-
gelung in Anspruch genommen werden, fuhrt dies zu keinem geanderten Zulassigkeitsmal-
stab bezogen auf den Freiflachenanteil, so dass auf den bestehenden landespflegerischen
Beitrag verwiesen werden kann.

Klimaschutz und Klimaanpassung

Der klimatische Ausgleich durch Bepflanzung und Begriinung ist weiterhin gegeben; geringe
Versiegelung und geringe Baudichten vermeiden Warmeinseln. Durch die Festsetzung ma-
ximaler Gebaudehéhen werden Strémungsbehinderungen vermieden.

ABWAGUNG DER OFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE

Beteiligung der Beh6érden gem. § 4 (2) BauGB

Die Beteiligung gemaR § 4 (2) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 06.03.2014. Anhand des
Planentwurfs mit Begrindung wurden die Planungsziele dargelegt. Die Beteiligten wurden
aufgefordert innerhalb eines Monats eine Stellungnahme abzugeben.

e Die Leitungstrager Deutsche Telekom Technik GmbH (Schreiben vom 01.04.14) und die
Technischen Werke Ludwigshafen (Schreiben vom 20.03.14) weisen auf die im Bereich
des Plangebiets vorhandene Leitungsinfrastruktur hin, die im Zuge der BaumalRnahmen
entsprechend zu bericksichtigen und zu sichern ist und bitten um friihzeitige Abstim-
mung der Baumafinahmen.

Daruber hinaus machen die Technischen Werke Ludwigshafen AG darauf aufmerksam,
dass eine Trafo und Gasstationen der TWL zeichnerisch ausgewiesen werden muss und
die auf einem Grundstlick eingetragenen Dienstbarkeiten zugunsten der TWL Uber ein
Leitungsrecht abzusichern sind.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die den Stellungnahmen beigefligten Lageplanen der Telekommunikationsanlagen der
Deutschen Telekom Technik GmbH sowie den Leitungsbestandsplan der TWL Ludwigs-
hafen werden den Bauherren bzw. Vorhabentragern auf Anfrage mitgeteilt bzw. zur Be-
achtung in der Bauphase weitergegeben. Entsprechende Hinweise sind bereits in die
Begrindung Gbernommen worden.

Die TWL-Trafostationen war bereits in der Planzeichnung als solche zeichnerisch aus-
gewiesen. Da sich die mit Leitungsrechten zu belastende Flache zugunsten der TWL
aullerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 554 i ,Melm Nord“ befindet, wird
von einer Anpassung der Planzeichnung bzw. Festsetzung gemaf § 9 (1) Nr. 21 BauGB
abgesehen.

e Die RNV GmbH (Schreiben vom 01.04.14) macht darauf Aufmerksam, die Rolle des
OPNV bei der verkehrlichen ErschlieRung des Plangebietes in der Begriindung zu er-
ganzen.

Stellungnahme der Verwaltung:
Eine entsprechende Erganzung, dass das Plangebiet durch Buslinien und Haltestellen
gut erschlossen ist, wurde in der Begrindung aufgenommen.

Offentliche Auslegung

In der Zeit vom 13.03.2014 bis einschlieBlich 14.04.2014 fand die Offenlage des Bebau-
ungsplans Nr. 554 i ,Melm Nord“ statt. Wahrend dieser Zeit wurden keine Anregungen zum
Bebauungsplan vorgebracht.



Zusammenfassung der Abwagung

Belange die fiir die Planung sprechen

Anpassung der Baufenster
Es erfolgt eine zeichnerische Anpassung der Lage und Grof3e von Baufenstern im Sinne
transparenter und durchgangiger Regelungen. Auf den genehmigten Bestand wird
Rucksicht genommen. Auf Grundlage stadtebaulicher Entwicklungskonzepte werden
einzelne Baugrundstiicke sinnvoller bebaubar.

Schutz o6ffentlicher Stellplatze
Der Motorisierungsgrad im Baugebiet ist relativ hoch, dem Gegentiber steht ein begrenz-
tes offentliches Parkraumangebot. Somit herrscht schon heute ein erhéhter Parkraum-
druck im offentlichen Verkehrsraum. Um diesen zukuinftig zu entlasten, werden neue
Grundstlickszufahrten so gebundelt bzw. Baustrukturen so angeordnet, dass mdglichst
keine weiteren o6ffentlichen Stellplatze mehr wegfallen. Mit einer festgesetzten Mindest-
breite der Grundstiicke auf 6 m kénnen dartber hinaus die zwei notwendigen Stellplatze
auf dem eigenen Grundstlick bzw. im Vorgartenbereich nachgewiesen und hergestellt
werden.

Entdichtung des Baugebiets Melm
Mit zunehmender Beflillung des Baugebietes geht jedoch nicht nur eine verstarkte Park-
platzproblematik, sondern auch eine ibermafig stadtebauliche Verdichtung einher. Dies
ist vor allem auf zu kleine und schmale Grundstiicke, vor allem bei Reihenhausbebau-
ungen und Mehrfamilienhauser mit mehreren Wohneinheiten in Nebenstrallen und
Wendehammerbereichen zurtick zu fihren. Um die Wohnqualitat zu verbessern, mehr
Freiraume zu schaffen und den zunehmend beengten Wohnverhaltnissen entgegenzu-
wirken, werden somit MindestgréRen und -breiten flir Baugrundstiicke festgesetzt; zu-
gleich wird die Anzahl der Wohneinheiten begrenzt. Dartiber hinaus kann auf die ver-
mehrte Nachfrage nach gréf3eren Baugrundstiicken fir Einzel- oder Doppelhduser am
Wohnungsmarkt reagiert werden.

Harmonische Nachbarschaften
Das Wohngebiet ist gepragt durch eine stark differenzierte Bebauungsstruktur. Unter-
schiedliche Gebaudehdhen, Gebaudekubaturen und Haustypen (Einzel-, Doppel-, Rei-
hen- oder Mehrfamilienhauser) haben teilweise nachbarschaftliche Konflikte ausgeldst
sowie eine Bebauung noch einzelner freistehender Grundstlicke erschwert. Durch eine
starker gegliederte Bebauungsstruktur, eine einheitliche Hohenregulierung sowie eine
Begrenzung der zuldassigen Wohneinheiten soll die Voraussetzung fir harmonische
Nachbarschaften sowie eine stadtebaulich geordnete Wohnstruktur geschaffen werden.
Auch das Schaffen von gréReren Gartenzonen (durch gro3zigigere Grundstiickszu-
schnitte) im Hinblick auf mehr Freiraumqualitaten sowie gartnerisch gestalteten Vorgar-
tenflachen kénnen dazu beitragen.

Belange die gegen die Planung sprechen

eingeschrankte Baufreiheit
Eigentiimer werden z.T. in ihrer Baufreiheit (z.B. durch das Herabzonen der Vollge-
schossigkeit, der Hohe baulicher Anlagen und der Anzahl der Wohneinheiten) weiter
eingeschrankt oder sogar auf Bestandsschutz gesetzt.

finanzieller Mehraufwand
Der erhéhte Nachweis an Stellplatzen pro Wohneinheit bringt einen finanziellen Mehr-
aufwand fur Bautrager/Investoren und Grundstickseigentimer mit sich.

Abwiégung der Belange

Durch den Bebauungsplan erfolgt ein Eingriff in bestehendes Planungsrecht, das gegeniber
Dritten Vertrauensschutz entfaltet hat. Dies wiegt insbesondere dort schwer, wo bereits
Wohngebaude entstanden sind, die nun mit einzelnen Aspekten nicht mehr in Einklang mit
dem neuen Baurecht stehen. Ein Planungsschaden entsteht nicht, da die Uberplanung die
gesetzliche ,7-Jahresfrist” (Zeitraum, in dem Entschadigungsanspriiche geltend gemacht
werden kdnnen) einhalt.



Dieser Eingriff ist erforderlich, da eine Fortentwicklung der zuldssigen Bebauungsdichte nach
altem Baurecht zu einer Reihe stadtebaulicher Konflikte gefiihrt hatte und er bereits flankiert
worden ist durch steuernde Eingriffe in andere Gebietsteile (insbesondere am Albert-
Haueisen-Ring).

Fir die unbebauten Grundstlicke erweist sich die Nachsteuerung als unproblematisch. Be-
reits wahrend der Planungsphase wurde deutlich, dass der Markt die neuen Regelungen
problemlos aufnimmt. Die Zahl der Wohnhauser hat sich seit dem Aufstellungsbeschluss auf
nunmehr ca. 240 mehr als verdoppelt. Der Bodenrichtwert zeigt weiterhin steigende Tenden-
zen auf. Die Eingriffe schmalern also weder den Wert der Grundstlicke, noch erschweren sie
die Vermarktbarkeit. Teilweise wirken sie sich sogar férderlich aus, da durch die homogene-
ren Regelungen keine Malstabsbriiche in der Nachbarschaft mehr méglich sind und Bauher-
ren eine verlasslichere Vorstellung davon haben, was in ihrer Nachbarschaft entstehen kann.
So entsteht eine bauliche Gesamtkonzeption flir die noch unbebauten Grundstlicke, die ei-
nerseits der steigenden Nachfrage nach Einzel- und Doppelhdusern mit angemessenen
Grundstiicken (Grundstlicksgrofien ab 250 gm) nachkommt, andererseits Einzel-, Doppel-
und Reihenhauser bestimmten Grundstiicken/Baufeldern zuordnet und so zu einer geordne-
ten stadtebaulichen Entwicklung fuhrt. Dahingehend sind Reihenhauser nur noch an be-
stimmten Standorten realisierbar, wo Grundstlicksgréfien und nachbarliche Bebauungen es
stadtebaulich zulassen. In den Wendehammer- und Randbereichen sollen nur noch Einzel-
oder Doppelhauser mit geringerer Dichte und Hohe entstehen, die eine aufgelockerte Be-
bauung zur Schaffung eines sanften Uberganges zur Landschaft hin garantieren. Die Nach-
frage an kompakten Mehrfamilienhausern wird kinftig am Albert-Haueisen-Ring geblindelt
und schlie3t diese Baustruktur in den aufReren Lagen des Baugebietes aus.

In Folge dessen werden die Uberbaubaren Grundsticksflachen den Gestaltungskonzepten
angepasst und die Lage der Baukoérper auf unbebauten Grundstiicken flexibilisiert, nicht je-
doch die Flachenbeanspruchung selbst erhoht.

Die ,Altbestande®, die dem neuen Baurecht in einzelnen Aspekten widersprechen unterlie-
gen zahlenmal sehr eindeutig dem angestrebten Gesamtgebietscharakter. Die jingere Ent-
wicklung belegt, dass die angestrebten Planungsziele erfolgreich umgesetzt werden koénnen.
Die Méglichkeit diese ,Altbestéande” aus der Uberplanung herauszunehmen oder durch Aus-
nahmeregelungen einzufangen bestand Uberwiegend nicht, da sie nach GielRkannenart Uber
das Plangebiet verteilt liegen und die Sonderregelungen im Widerspruch zu einem schlissi-
gen Gesamtkonzept stehen wiirden.

Gleichwohl behalten diese ,Altbestande” ihre formale Bestandkraft. Wie in den Kapiteln zur
Begrindung der Festsetzungen ausgeflihrt, kann dies neben den Erhaltungsmalnahmen
mithin auch Anderungen umfassen, soweit diese keine neuen Konflikte erzeugen. Sollte sich
einem besonderen Fall herausstellen, dass sich durch die Uberplanung eine ungewollte Har-
te ergibt, so besteht nach §31 BauGB immer die Mdglichkeit der Befreiung von der betref-
fenden Festsetzung.

Die verbleibenden Nutzungsmoglichkeiten dieser ,Altbestande” sind dartuber hinaus in einem
Allgemeinen Wohngebiet absolut angemessen.

Eine Uberplanung des Plangebietes bzw. der Eingriff in bestehendes Planungsrecht ist somit
nicht nur fur eine Nachsteuerung unbebauter und bebauter Grundstiicke notwendig, sondern
auch fur das Gegensteuern einer fortschreitenden Bebauungsdichte erforderlich. Durch klei-
ne und schmale Grundstlickszuschnitte, mehrere Wohneinheiten in engen Nebenstrallen
und teilweise stark differenzierte Gebaudehéhen werden beengte Wohnverhaltnisse ge-
schaffen und Wohn- und Freiraumqualitaten stark eingeschrankt. Zugleich 16sen die Mehr-
familienhauser einen verstarkten Parkraumbedarf aus und Anwohner, die auf den zu schma-
len Grundstticken keine ausreichenden Stellplatze herstellen kénnen und ihre eigenen vor-
handenen Privatstellplatze und —garagen nicht voll auslasten, benutzen zunehmend die 6f-
fentlichen Flachen im Stralenraum. Durch GrundstiicksmindestgrofRen, Begrenzungen in der
Anzahl der Wohneinheiten und umfeldvertragliche Hohenentwicklungen werden diese stad-
tebaulichen Konflikte geldst. Aulerdem wird der Stellplatzschlissel auf zwei Stellplatze je
Wohneinheit erhdht, um den zunehmenden Parkraumdruck zu verringern und das 6ffentliche



Parkraumangebot zu entzerren, da im StralRenraum keine zusatzlichen 6ffentlichen Parkplat-
ze zur Verfuigung gestellt werden kénnen (Strallkenraume sind zum Grolteil fertiggestellt und
lassen keinen Raum fir neue Parkstande zu).

Nach Abwagung aller 6ffentlichen und privaten Belange gemaf § 1 (7) BauGB kommt der
Stadtrat zu dem Ergebnis, dass die Vorteile der Planung uberwiegen und diese mit Datum
vom 17.07.14 weitergefihrt und als Satzung beschlossen wird.

UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES

Bodenordnung
Eine gesetzliche Bodenordnung ist nicht erforderlich.

Flachen und Kosten
Der Stadt Ludwigshafen entstehen durch den Bebauungsplan keine Kosten.

Ludwigshafen am Rhein, den

Bereich Stadtplanung
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Johannes Becker

Von: Anke Muenzner@|udwigshafen.de [mailto:Anke.Muenzner@ludwigshafer.de)
Gesendet: Donnerstag, 10. April 2014 17:08

An: Becker, Johannes, AB3

Betreff: Bebauungsplan 554 | "Melm Nord"

Sehr geehrier Herr Becker,

im Rahmen der Tragerbeteiligung zum &.4. Bebauungsplanverfahren nach § 4 (2)
BauGE, schlagen Sie uns in Inrem Schreiben vom 01.04.14 ene entsprechende
Erganzung vor.

Hiermit bitte ich Sie, uns eine Erganzung zur Rolle des OPNY im Planungsgebiet fir
unsere Begriindung zum Bebauungsplan mitzutsilen.



Deutsche Telekom Technik GmbH

/

Stadiverwaltung
FE Stadiplanung A
Postfach 21 12 25

67012 Luawigshafen

e fofercrzon. Fr. Schlien; Az: 4-121F.Schl
Ansprechpanmer  Barnd Kittlaus
Cupchwzhl  +489 0521 294-6123
Gatem 07 O 2014
Aeittt 20148411 - BPL Nr.854i "Melm Nerd” in Ludwigshafen, OT Oggersheim, Inr
Schreiben vom 6. Marz 2014

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fur dis Betelligung am Bebauungsplanverfanran, Dig Telekem
Deutschland GmbH {nachfclgend Telexom genannt) - als Netzeigentimenn und
Nufzungsberechtigte i 5. v § 68 Abs, 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik
GmbH beauftragt und hevallmdchtigt, alle Rechte und Pfichlen der Wegesicherung
wahrzunehrmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehimean und
demertsprechend die erfarderichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o, g.
Plarung nehmen wir wiz folgt Stellung:

Gegen der Bebauungsplan haben wir keinge Einwande Wir mochten jadoch auf
Folgandes hinweaisan:

I a. a. Plangebiet befinden sich Telekommunikationsanlagen {siehe hegefugten
Flan), dig el Baumalinahmen gegebenenfalls gesicher werdan missan.

Saltan Stralanbaumalnasmen geplart sein, so bittan wir spatestens 6§ Wochen
ver Ausschreibungsbeginn urmn Kortaktaufnahme mit unseram Planungsbiro PTI
21 Mannneim (Ansprechipartines: Herr Miliner, Tel. 0621/254-G144), und
Ubersendung der Ausbauplane {méglichst in digitaler Form im PDF- und im DXF-
2000-Format).

Dig Telekam prifft dann die Voraussetzungen zur Errichiung egener TE-Linien im
Baugebiet. Je mach Ausgang dieser Prifung wird die Telekom eine Ausbauent-
scheidung traffen. Vor digsem Hintergrund behdlt sich die Telekom vor, bei einem

Aulkichbersd
Cinschaitstahrung t o) | W
Hanjalnrogisin rrebspricing E HE 141
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bereits bestehenden oder geplanten Ausbau siner TE-Infrastruktur durch einen
anderen Anbreter auf die Erfichtung eines eigenesn MNetzes zu verzichten. Die
“arsorgung der Birger mit Universaldienstleisturger nach § 78 TREG wird
sichergestellt

Sollten Verkehrsfldchen nicht als dtfentliche Verkehrswege gewidmet werdean, die
eventuell zur Erschlialung der anliegenden Grundstlcxe mit Telekommunikatons-
infrastruktur zur Verfagung stehen missen, so bitten wir zur Sicherung der
Telekommunikatinnsversorgung entsprechende Flachen nach § 2 Abs. 1 Nr. 21
BauGB vorzusehen, die mit elnem Leitungsracht zu Gunslen der Telekom
Deutschland GmbH, Siz Bonn als zu belastende Flache festzusetzen sin.

Diese Kennzeichnung alleine begrundet das Rechi zur Verlegung und Unterhaliung
jedoech nech nicht. Deshalb muss in einem zweiten Schrilt dis Eintragung ainer
beschrankien perstnlichen Dienstharkai im Grundbuch mit felgendem Wertlaut:
"Beschrankle persdnliche Diensibarked fur die Telekom Deutschland GmbH, Bonn,
bestehend in dem Recht auf Errichiung, Betrieb, Anderung und Unterhaltung von
Telekommunikationslinler, verbunden mil einer Nutzungsbeschrankung”

erfelgen

Vor diesem Hintergrund weisen wir versarglich darauf hin, dass wir die TE-Linien nur
darnm verlegen kénnen, wenn die Eintragung einer beschrankten persnlichen
Dienstharket zu Gunsten der Telekem Deutschiand GmbH, Sitz Bonn, m Grundbuch
erfolat ist.

Bitta informigren Sie Bauhemen in bareits bestehenden Strafen, dass sie sich
Zwecks Anbindung von neuen Sebauden an unsere Telekommunikationsinfra-
struktur spétestens 3 Monate vor Baubeginn mit unserem Bauherrenberatungs-
biiro (Tel,: BBOG 330 1903 oder per E-Mail bhb-heilbronn@ielekom de) in Verbindung
seiren sollen.

Bel ger Bavausiihrung ist die Kabeischutzanweisung der Telekem und das
"Markhblat dber Baumstandorte und unterirdische Yer- und Ertsorgungsanlagen' der
Faorgchungsgesellschaft for Strallen- und Verkehrswasen Ausgabe 1989, siehe hier
. a. Abschritt 3, zu beachtern.

Ihre zukinftigen Schreiben Konnen Sie auch an die folgends Email-Adresse sendan:
Ti-NI-Sw-Pli-21 Bauleit planungan@telskom. de.

Mt freundichen Gruden

Y ; LA il C#zir
(O

Bogdan Polke Barnd Kittlaus

Ariage:

Lageplan

Technische Werke Ludwigshafen AG
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Sladtverwaltung Ludwigehafen
Frau Petra Schlien

4-12 Stadtplanung

Pogtfach 21 12 25

§7012 Ludwigshafen

Bebavungsplan Nr. 5541 “Melm - Nord™
in Ludwigshafen - Oggersheim

Sebr geehre Frau Schien,

unsere Fachabteilungen nehmen wie folgt Stellung:

1. Asset Managemert
Stroma, Gas~, Wasser- und Fernwirmeversongung
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Der Geltungsbereich des Bebauurngsplanes wird bereits won TWL mit Stram, Cas und Wasser
ausreichend uber das worhandene Netz versorgt. Eine Fernwérmeversorgung st im ange-
gebenen Gebiet nicht vorbanden. Da im Geliungsoersich des Bebauungsplanes Nr.EEdi keine
weitaran |nfragtruktumalnanmen geplant sing, besteht for ung im Bereich der Strom., Gas-

und Wasserversorgung kein Handlungsbedart

Beim Anpflanzen von Baumen wund Strauchern im Flangebiet singd m Bergich unserer
Wersorgungsleiiungen die DIM 18300 Erdarbeiten”, DIN 13303 NMerbauarpeiten”, DIN 18304
JRammarkaiten und DIN 18207 Druckrzhrzitung saroeten im Erdbercich” und die DWGEV-
Arbeilsblgter GYW 315 Hinweise fir Malknahmen zum Schutz van Versorgungsanlagen bei
Bauarbeiter”, dem DWVGW-Merkblatt GW 125 Baumpflanzungen im Bereich unterrdischer
Versorgungsleiungen” und W 380 Eirflusse und Schutzmalnahmen” sowie die
Unfallverhdtungswors chrifien 3GV A1 Allgemsine Vorschriften™ und BGY D2 Arbeiten an

Gasleitungen” in der jeweils glitigen Fassung 2u beachten.
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2. Grundstiicksverwaltung TAG Rt 2663

Fur gie 'm Geltungsbereich des Bebauungspianes Mr. 5540 liegenden Grurdsticke bastehen
falgende Crumdstickerschte zugungtan dar TWL AC:

Gemarkung Ludwigshafan;

SN 459534 Dienstbarkelt fir Versorgungslsitungan, s. Anlage MNr. *
: FLEL N 50512: Eigentum der TWL AG, Trafostation Oh 73, 5. Anlage Nr 2

In dlan stddtischan Strafengrundzticken des Geltungsberaiches befinden sich
Versorgungsleitungen der TWL AG, die Uker den Konzessicnsvertrag gwischen Stact
Ludwigshafen und TWL AC gesicher sind

Flr sich evtenluell dort befindiche Fahrainrichtungen der VBL/RNY erhalten Sie eine
gescnderte Stellungnahme cer RMNY.

Die aufgefihien Grundstlcksaehts missen bestiehean bleiban,

Bei den textlichan Festsetzungen des Bebauurgsplane s sind folgende Passagen ung
Einzeichnungen aufzunehmen:

FIL.BtLNr.: 4994

MiE Leitunosrenht belastolo Fldoken aufarhalh der dffentiichen Verkohrefachan dijdfon okt
mit Baumerr oder Uefwurzeindan Shrducharn bepllanzt und nicht be-oder sherbaut werden (§ 2
Abs 1 N 21 BauGE) sowie die Einzeichriund des Leifungsrectites.

s0wWiE

FLStNr.5051/2:

Die TWL-Trafostation muss zeichnernseh ausgewiasen (& ) warden.

Freundliche Griie

Technische Werke Ludwigshafan AG

Ja 'rér'isq_:.‘i‘v,f / Oliver Scharfferberger
gich sleitegr Asset Managemant Leater Srundsatz- u. [H Planung
Anlagen

1 Leitumgsbaestandsplan Malstab 1 250 BIN A2
Anlage Nr 1 und Nr. 2
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1

21

2.2

Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)

Gemal § 4 (3) BauNVO sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige
nichtstérende Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulas-

sig.

MaR der baulichen Nutzung, Hohenlage der Baugrundstiicke (§ 9 (1) 1 BauGB
u. §§ 16 ff BauNVO, § 9 (2) BauGB))

Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl und die Anzahl der Vollgeschosse sind aus der Nutzungs-
schablone zu entnehmen.

Sofern keine Realteilung stattfindet, ist die Berechnung der GRZ auf Bau-
grundstiicke zu beziehen (das Baugrundstiick ist eine raumlich, meistens auch
wirtschaftlich, zusammenhangende Flache, die baulich einheitlich genutzt werden
soll. Das Baugrundstiick muss mit dem Buchgrundstlck nicht Gbereinstimmen).

Bei Reihenhausanlagen und sonstigen Gruppierungen mehrerer selbstandiger
Hauseinheiten auf ungeteilten sowie geteilten Grundstiicken kann sich die GRZ
im Rahmen der Baugenehmigung auf das Gesamtvorhaben beziehen.

Fahrradabstellplatze, Freisitze, Zugange ab 5 m Lange sowie Garagen, Stellplat-
ze und ihre Zufahrten werden nach §19(4) BauNVO auf die GRZ angerechnet;
sonstige private innere ErschlieBungswege (Sammelzufahrten, Mistwege) sowie
Gartengerateschuppen bis zu 4 m? bleiben bei der GRZ-Berechnung unberick-
sichtigt.

Hohe baulicher Anlagen
Alle Héhenangaben flr Gebaude beziehen sich jeweils auf Hinterkante Gehweg.

Die Traufhohe ist der Abstand zwischen Oberkante des Belages von Hinterkante
Gehweg und Schnittpunkt zwischen GebaudeaufRenwand und OK Dachhaut.

Die Firsthohe ist der Abstand zwischen OK des Belages von Hinterkante Gehweg
und hochsten Punkt der Dachhaut.

Die zulassige Traufhdhe betragt max. 6,50 m.

Die zulassige Firsthéhe betragt max. 11 m.

Untergeordnete technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, Aufziige
oder Luftungsanlagen bleiben unberiicksichtigt.

Bauweise, iiberbaubare und nicht liberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 (1) 2
BauGB u. §§ 22 ff BauNVO,)

Es wird die offene Bauweise festgesetzt (zulassige Haustypen, s. Nutzungs-
schablone).

Blocklangen von tber 50 m sind abweichend von § 22 (4) BauNVO ausnahms-
weise zulassig (abweichende Bauweise, s. Nutzungsschablone).

Innerhalb eines grundstiicksubergreifenden Baufensters darf nur dann auf der
Grundsticksgrenze gebaut werden, wenn entsprechend den landesrechtlichen



Bauvorschriften sichergestellt ist, dass an der Grenzwand des Gebaudes eben-
falls ein Teilgebaude errichtet wird (Anbaubaulast). Die 6rtlichen Bauvorschriften
zur Harmonisierung von Gebaudegruppen sind zu beachten.

Balkone und Erker durfen bis zu einer Lange von 50% der Wand und maximal 4
m die Baugrenze bis 1,50 m Uberschreiten.

MindestmaRBe fiir Baugrundstiicke (§ 9 (1) 3 BauGB)
Die Mindestbreite fiir Baugrundstiicke (s. Pkt. 2.1) betragt 6 m.

Fir Doppelhaushélften und Reihenendhauser betragt die MindestgréRe fir Bau-
grundstticke 250 m2.

Aulerhalb des Baugrundstlickes liegende Stellplatze, Garagen und innere Er-
schlieBungswege dirfen bis zu einer Gesamtflache von 30 m? auf die Mindest-
grundstiicksgrée angerechnet werden.

Fir Reihenmittelhduser betragt die Mindestgrofie fir Baugrundstiicke 200 m?2.
Aulerhalb des Baugrundstlickes liegende Stellplatze, Garagen und innere Er-
schlieBungswege dirfen bis zu einer Gesamtflache von 20 m? auf die Mindest-
grundstiicksgrée angerechnet werden.

Ausgenommen davon sind die Grundstiicke mit den Flurstiicksnummern 5005/5,
5005/6, 5005/7, 5036/15 und 5051/16.

Hochstzulassige Zahl der Wohnungen (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB)

Je Hauseinheit in den gereihten Einheiten, je Doppelhaushalfte und im Einzel-
haus ist eine Wohneinheit zulassig.

Ausnahmsweise ist fur Baugrundstiicke pro Wohngebaude eine 2. Wohneinheit
(Einliegerwohnung) zulassig, wenn die 2. Wohneinheit nicht mehr als 1/3 der Ge-
samtwohnflache einnimmt (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB).

Flachen fiir Stellplatze und Garagen (§9 (1) Nr. 4)

Der erforderliche Stellplatznachweis ist den 6rtlichen Bauvorschriften zu ent-
nehmen.

Zwischen Garagen und offentlichen Verkehrsflachen muss ein Abstand von min-
destens 5 m eingehalten werden. Stellplatze sind innerhalb dieses 5 m Streifens
zulassig.

Garagen/Carports an Eckgrundstiicken dirfen mit ihrer Langsseite ausnahms-
weise bis auf einen Meter an die offentliche Verkehrsflache heran-riicken, wenn
in der verbleibenden Abstandsflache Malinahmen zur Eingrinung (z.B. Strau-
cher, Kletterpflanzen u.a.) getroffen werden.

Flachen zur Herstellung des StraBenkorpers (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB)

Entlang der Stralenbegrenzungslinie kann eine Flache von maximal 3 m Tiefe
zur Herstellung von Straften in Anspruch genommen werden.

Ein-bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flachen an die Verkehrsflache
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

Soweit Einfahrtsbereiche von 3 bis 6 m Breite markiert werden, sind Zufahrten
auBerhalb der Einfahrtsbereiche ausgeschlossen. Die Lage der Einfahrtsbereiche
darf bis zu 10 m verschoben werden.
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Bei Neuanlagen von Grundstiickszufahrten darf kein 6ffentlicher Stellplatz oder
Baum wegfallen. Ausnahmen davon gibt es nur bei notwendigen Grundstlickszu-
fahrten.

Flachen und MaBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Boden, Natur und Landschaft, Pflanzgebote und —bindungen (§ 9 (1) Nr. 20 und
Nr. 25 BauGB)

Mit dem Bauantrag ist ein Freiflachengestaltungsplan und ein Gelandeschnitt
einzureichen, der die planerische Umsetzung der vorgeschriebenen Begri-
nungsmalnahmen nachvollziehbar darstellt.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 (4) BauGB i.v.m. § 88
LBauO)

Dach und Gebaude (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)

Dachform / Dachneigung

Die zulassige Dachneigung betragt 10° - 40°.

Bei aneinandergebauten Doppel- und Reihenhausern missen Héhenentwick-
lung, Dachform und Dachneigung aufeinander abgestimmt sein.

Dachgauben und —erker

Eine Gaube darf maximal ein Drittel der Dachlange einer Hauseinheit betragen,
alle Gauben einer Hauseinheit maximal 50% der zugehdrigen Dachlange
(Abb.1).

Dachgauben miissen mindestens 50 cm hinter der Aullenkante des darunter lie-
genden Geschosses liegen (Abb.1 und 2).

25%+ 25%
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Aulerwand

Dacherker mit Giebel- oder Bogen- Formen dirfen an den Seiten die zulassige
Wandhéhe um 1 m, an der héchsten Stelle um 2 m Uberschreiten, wenn sie ma-
ximal 4 m und je Einheit nicht Ianger sind als 50% der Wand, Uber die sie heraus-
ragen (Abb.3).
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Dacherker und Dachgauben dirfen zusammen maximal 60% der zugehdrigen
Dach-, bzw. Wandlange einnehmen (Abb.4).

||||H‘ D

Abb. 4

Gestaltung der Stellplatze und der unbebauten Flachen der bebauten
Grundstiicke (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und 7 LBauO)

Private Zufahrten und Stellplatze sind mit wasserdurchlassigen Belagen (Schot-
terrasen, Rasengittersteinen, Fahrstreifen etc.) auszustatten. Auch Wege sind mit
versickerungsfahigem Belag (z.B. Oko-oder Fugenpflaster) herzustellen.

Die nicht befestigten Grundstucksflachen sind zu begriinen.
Flachdacher von Garagen sind extensiv zu begriinen.

Die Gelandehdhen (Vorgarten, Garten, Terrassen) dirfen nicht mehr als 30 cm
unter oder Uber Hinterkante Gehweg liegen. Ausnahmen sind zuldssig an den
Grenzen zu o6ffentlichen FuRwegen und wenn nachbarrechtliche Belange nach
§§ 13 LBauO nicht berlhrt sind.

Innerhalb der privaten Grinflache entlang des o6ffentlichen Griinzugs muss die
Gelandehdhe des Grinzugs aufgenommen und ggfs. abgebdscht werden
(Abb.5).

Hohe
+GI'I'.'IHZUQ

Auf allen Baugrundstiicken unter 250 gm ist im Garten ein kleinkroniger Laub-
oder Obstbaum Stammumfang 14/16 zu pflanzen. Auf Baugrundstlicken Uber
250 gm ist im Garten ein groRRkroniger Laub- oder Obstbaum zu pflanzen. Auf



Baugrundstiicken Uber 500gm ist im Garten je angefangene 500 gm ein grofl3kro-
niger Laub-oder Obstbaum zu pflanzen.

Zur Bepflanzung sind Uberwiegend heimische Baume und Straucher zu verwen-
den.

30% des Vorgartenbereichs ist gartnerisch zu gestalten und mit einem kleinkro-
nigen Laubbaum oder GrofRstrauch zu bepflanzen.

Der Vorgartenbereich ist der Bereich von der 6ffentlichen Verkehrsflache bis zur
verlangerten Gebaudeflucht, der durch Zugang und Zufahrt von 6&ffentlicher Ein-
sehbarkeit gepragt ist (Abb. 6-8).

Nebenanlagen wie z.B. Millanlagen, Gartenhduschen, Uberdachte Fahrradab-
stellplatze sind durch Strauchpflanzungen oder intensiv begriinte Einfriedungen
von Offentlichen Rdumen abzuschirmen.

3 Einfriedungen (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

In den Vorgartenbereichen sind Einfriedungen inkl. Sockel bis zu einer Hohe von
max. 1,0 m zulassig (Abb. 6).

Im Ubrigen sind zum &ffentlichen Raum hin Einfriedungen bis zu einer Héhe von
max. 1,8 m (inkl. Sockel) zulassig (Abb. 7 und 8).

Einfriedungen mit mehr als 1 m Hoéhe sind zum 6&ffentlichen Raum hin wirksam
einzugrinen (z.B. als in Hecken eingebundene Zaune, mit Kletterpflanzen be-
grinte Mauern/Gabionen/...).

4Zahl der notwendigen Stellplatze (§ 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO)

Pro Wohneinheit sind zwei Stellplatze nachzuweisen. Die Zweitstellplatze mis-
sen nicht unabhangig erschlielbar sein.

Pro Einliegerwohnung (gemaf® Pkt. 5 — Planungsrechtliche Festsetzungen -) ist
ein Stellplatz nachzuweisen.

5 Fahrradabstellplatze (§ 88 (3) Nr. 4 LBauO)

Pro Wohnung ist eine der GroRe der Wohnung angemessene Anzahl von Fahr-
radabstellplatzen vorzusehen.



C. HINWEISE

Bodenschutz

Fir die Flachen des Bebauungsplangebiets sind keine altlastverdachtigen Flachen be-
kannt. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass bei allen MalRnahmen, die einen Ein-
griff in den Boden erfordern, auf organoleptische Auffalligkeiten zu achten ist. Werden
solche Auffalligkeiten des Untergrundes festgestellt, die auf das Vorhandensein von
schadlichen Bodenveranderungen hinweisen, ist umgehend die zustandige Boden-
schutzbehdrde (Bereich Umwelt der Stadtverwaltung Ludwigshafen) zu informieren.

Telekommunikationsanlagen

Im Plangebiet befinden sich stellenweise Telekommunikationsanlagen der Kabel
Deutschland Vertrieb und Service GmbH. Bei Baumalnahmen, die ggfs. eine Umver-
legung bzw. Sicherung der Anlagen erforderlich machen, sind diese rechtzeitig (in der
Regel 3 Monate) vor Baubeginn bei den Unternehmen zu beauftragen.

Sollte eine Anderung der Telekommunikationsinfrastruktur der Deutschen Telekom
Technik GmbH erforderlich werden, hat sich der Bauherr / Bautrager mit dem Bauher-
renberatungsburo in Verbindung zu setzen.

Hochwasserschutz

Der Hochwasserschutz entlang des Rheines ist auf ein bestimmtes maximales Ereignis
definiert. Es ist nicht auszuschlief’en, dass es bei einem sehr seltenen Ereignis oder
bei dem Versagen der Hochwasserschutzanlagen trotz aller Vorkehrungen zu einem
Hochwasserereignis kommt. Aus der Darstellung dieser Tatsachen lassen sich keine
Schadensersatzanspriiche oder auch kein Anspruch auf zusatzliche Sicherungseinrich-
tungen ableiten. Auf eine Minderung der Schadensrisiken bei extremen Hochwasser-
ereignissen ist durch angepasste Bauweise und Nutzung hinzuwirken.

Grundwasser

Bei starken Regenfallen sind grundstlicksbezogen zeitweise erhtéhte Grundwasser-
stdnde oder stauendes Oberflachenwasser nicht auszuschlieBen. Um Nasseschaden
vorzubeugen, werden deshalb vor der Durchfiihrung von BaumalRnahmen sorgfaltige
Untersuchungen der Grundwasserstande und der Bodenbeschaffenheit auf dem Bau-
grundsttick empfohlen.

Die Versickerung von Oberflachenwasser liegt in privater Verantwortung.

Ruickstauebene ist Oberkante Strafle (Hinterkante Gehweg).

Wasserrechtliche Belange

Das anfallende, nicht behandlungsbeddrftige Niederschlagswasser ist ortsnah zu ver-
sickern, zu verrieseln oder direkt oder Uber eine Kanalisation ohne Vermischung mit
Schmutzwasser in ein Gewasser einzuleiten, soweit wasserrechtliche, o6ffentlich-
rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen. Im
Plangebiet steht eine entsprechende Regenwasserkanalisation zur Verfigung. Punk-
tuelle Versickerungen bedlrfen der wasserrechtlichen Erlaubnis der zustandigen Was-
serbehorde.

Natiirliches Radonpotenzial

In Bereich des Oberrheingrabens kann das natlrliche Radonpotenzial lokal erhéht
sein. Es wird daher empfohlen, bei Neubauten darauf zu achten, dass eine durchgan-
gige Betonfundamentplatte erstellt wird und der DIN-gerechte Schutz gegen Boden-
feuchte gewabhrleistet ist. In Kellerrdumen oder Rdumen mit erdberihrten Wanden, die



dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden, sollte auf
ausreichende (Fenster) — Liftung (StoRliften) vor allem wahrend der Heizperiode ge-
achtet werden.

Zur Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des einzelnen Bauplat-
zes kénnen orientierende Radonmessungen in der Bodenluft sinnvoll sein.

Ver- und Entsorgung

Verbindungswege zwischen Strallen sowie zwischen Stralen und Grinflachen sind
keine mit Ver- und Entsorgungsleitungen ausgestatteten Erschlielungsstralen.

Denkmalschutz

Sollten im Zuge von Bauausfihrungsarbeiten archaologische Objekte gefunden wer-
den, so ist der Fund unverziglich der zustandigen Denkmalpflegebehérde zu melden,
die Fundstelle so weit als moéglich unverandert zu lassen und die Gegenstande sorgfal-
tig gegen Verlust zu sichern.

Verdacht auf Kampfmittel

Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich im Plangebiet Kampfmittel befinden. Bei Er-
schlieBungs- und Bodenarbeiten ist darauf zu achten, dass alle entsprechenden Funde
dem zustandigen Kampfmittelrdumdienst zu melden sind.

Sofern in den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes auf DIN-Regelwerke Bezug ge-
nommen wird, sind diese wahrend der Ublichen Birozeiten bei der Geschaftsstelle der
Stadtplanung Ludwigshafen im Rathaus, Rathausplatz 20, einsehbar.
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